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Rottenburgs Zentralität in historischer Sicht 
Zur Frage der Beziehungen zwischen Verwalmng funktion und Wirrschafr kraft 

Von Franz Quarthalll~d Uwe Ziegler 

VeTWaltung$1'eJormer ische Bemühungen in 
Württemberg (besonders seit dem Anfang des 
20. Jahrhunderts) waren und sind stets be­
gleitet von Protesten der betroffenen Städte 
gegen den Abzug von Behörden. Als wesent­
tiche, Argument wird immer wieder der Ver­
lust zentralörtlicher Funktionen mit ihren 
daraus sich ergebenden wirtschaftlichen Fol­
gen genannt. Unterstellt, dieses Argument des 

" wirtschaftlichen Su bstanzverlustes sei sachlich 
gemeint - seine (sc4einbar?) unmittelbare 
Einsichtigkeit spricht dafür - so wird der di­
rekte oder indirekte Z usammenhang zwischen 
beiden Faktoren doch stets nur behauptet, 
nirgends aber quantifiziert (was auch an die­
ser Stelle nicht geschehen kann und 8011). 
Auch heute verzichtet man auf eine solch. 
sach.lich. gestützte Argumentation, obwohl 
Landes- und Regionalplanung in den letzten 
Jahren eine Reihe von Modellen entwickelt 
haben, die Struktur einer Region, auch in ih -

Die Stadt Rottenburg kann für diese Fra ­
gestellung als Modellfall angesehen werden, 
da sie zu den Städten des mittleren Neckar­
raums zählt, deren Verwaltungsfunktion in 
den letzten dreihundert Jahren den stärksten 
Veränderungen unterworfen war. 

Nach dem Erwerb der Grafschaft Hohen­
berg durch Habsburg im Jahre 1381 war sie 
ein Teil der unter der Bezeichnung "Schwä­
bisch-Osterreich" inkorporierten und direkt 
von lnnsbruck regierten Herrschaften '). Als 
Sitz von Hauptmann bzw. Landvogt (im 17. 
und 18. Jahrhundert), Marschall und Land­
schreiber der G rafsdlaft war Rottenburg 
zentraler Verwaltungsort Hohenbergs. Dar­
über hinaus kam Rottenburg als einer der 
vier "Direktorialstädte" der schwäbisch-öster­
reichischen Landstände unter den Ständen 
eine führende Aufgabe zu '), was dazu führte, 
daß öfter Rottenburger Beamte mit Kommis­
sionen für den Bereich von gesamt Schwä­
bisch-Osterreich beauftragt wurden '). Im 16. 
und 17. Jahrhundert war der Einfluß der Rot­
tenburger Behörden in den Herrschaften Kal­
lenberg, Werenwag und Ste tten am Kalten 
Markt noch relativ beschränkt. 

Erweiterte Kompetenzen 

Zweimal im 18. Jahrhundert, 1729 und, im 
Zuge der Verwaltungs reform Maria There-

rer zeitlichen Dimension, zu beschreiben I) . 
Darüber hinaus wird im Zusammenhang mH 
der Verwaltttngsreform die Geschichte zur 
Fundgrube emotional gefärbter Argumente 
degradiert: "Harte Eingriffe in die Verwal­
tttngsstruktur, die in den Dreißigerjahren er­
folgten, sind mancherorts, besonders in den 
alten Amtsstädtc/len, die ihren Rang einbüß­
ten, noch heute nich.t vergessen!) ." 

Der folgende Beitrag will unter historischen 
A spekten Aufklärung zu schafflnl vers uchen 
über den Einfluß ortsansässiger Behörden auf 
das wirtschaftliche Profil einer Stadt. Es sind 
dabei Behördengesch.ich.te und Wirtschafts­
entwicklung zu schildern und einander gegen­
über zu stellen sowte ihr~ Einfluß auf die 
zentralen Funktionen der Stadt nach.zugehen. 
Ein letzter Absch.nitt wird die Frage untersu­
chen, ob und inwiewei t Eingemeindungen als 
Gradmesser von Zentralität anzusehen sind'). 

s ias, 1751 wurde die Behörde in Rottenburg, 
nun Oberamt genannt, neu organis iert , wobei 
1751 die Kompetenze n d ieses Amtes r ä umlich 
und sachlich erheblich erweitert wurden '). 
Das Oberamt in Rottenburg wurde als Mlt­
telinstanz zur obersten Verwaltungsbehörde 
in Hohenberg und unterstand unmittelbar 
der neu geschaffenen Regierung und K ammer 
in Freiburg. Räumlich hatte es die Oberauf­
sicht über a.Ue innerhalb der Grafschaft Ho­
henberg gelegenen Orte, in denen Osterreich 
Rechte hatte. Diese lassen sich, wenn die 
Orte, in denen Osterreich nur einzelne Rech­
te zustanden, unberücksichtigt bleiben ), nach 
dem Grad ihrer Abhängigkeit vom Oberamt 
in drei G ruppen einteilen: 1. Orte der Stan­
d es- und Ritterhe rrschafte n , 2. Dominien und 
3. Kameralherrscha ften . 

Die Sta ndes- und Ritterherrschaften ') wa­
ren in ihrer Verwaltung relativ eigenständig 
oder anderen Herrschaften (Hohenzollern) 
und K örperschaften (Reichsritterschaft und 
Schwä bische r Kreis) zugeordnet, so d a ß ihre 
Be7.iehung zum Oberamt nur locker war. Die 
rechtliche Stellung d e r H errschaften war in 
jedem Einzelfa ll verschieden, im allgemeinen 
jedoch fielen niedere Gerichtsbarkeit, Kriegs­
und Steuerrecht in die Zuständigkeit d es Le­
hensinhll'bers, so daß dem Oberamt nur die 
Publizierung der österreichischen Geselzge-

bung und die Weiterlei tung angefochtener 
Urteile zur obe r s ten Entsdleidung nach Frei­
burg blieb . 

Enger waren d ie Verwaltungsbeziehungen 
des ROlLenburger Oberamts zu den Domi­
nien "), d ie mit hobel' Obrigkeit, Zoll, Steuer­
und Kriegsrecht zu Osterreich gehörten und 
nur durch lhre eigene Patrimonialverwaltu~ 
die niedere Gerichtsbarkeit ausübten. Die 
Dominien waren eigene Landstände und bl, 
a ue Fromllleroh~us"n und Nord.tellen durch 
eigene Abgeordne te auf d e m Ehinger Landtag 
vertreten. 

Die Orte der Kameralhe.1'l'schallen. die als 
unmittelbares Eigentum d irekt von der la n­
desherrlichen Kammer verwaltet wurden, un­
terstanden ganz der Aufsicht des Oberamts. 
Hier muß man zweI Gruppen unterscheiden: 
Bei den ersten gab es 2:\ ischen der Ortsver­
wallung und de m Oberamt eine weltere Zwl­
scheninstanz, während die Orte der zweiten 
direkt dem Oberamt unterstellt waren . Zu der 
ers te n geharten di e O rte der Obervogleiämler 
Horb . Obe rndo r f, Spaichingen und d ie St"dlll 
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6) So 2: . B . eine Beraltung zur Neufassung der 
ständischen Malrikel 1828-1831 . HSTA Slultga rt, 
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7) Wirklich In Kra{t getreten ist diese Neuord­
nung erst 1768. Vgl. Stemmler : Die Gralsctl. HO­
henberg und Ihr übergang S. 17 . FUr die Sclul­
derung des Verwaltungsaufbaus folge leb der 
zitierten Arbeit von StemmleI' S . &--70. 

8) Stemm!er. S. 7_80. 
9) Wehrstein. Stelten am kalLen Markt.. Ober­

hausen, Dolternhausen. H1rrllngen. Obe r- und 
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ö s lerre lchlschcn Slllnden gehbrtg - Gunnlnaeo. 
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Schömberg und Binsdorf, zu r zweiten die Orte 
d e r Niederen H errschaft Hohenberg " ). 

Aufgaben des Verwaltungsmlltelpunkts 

Sachlich war, wie oben erwähn t , das Ober­
amt Ro ttenburg innerha lb der vorländischen 
V e"waltung Miltel ins tanz zwischen den ein­
ze lnen hohenbergischen Behörde n und der 
vorderös te r re ichische n Regierung und Kam­
m er in Freiburg. Im ganzen Bereich Hohen­
b ergs empfing es d ie Berich te der unte rge­
ordneten Behörden und m ach te ihnen landes­
h errliche Gesetze und Verordnungen be­
kannl. Für di(' Kameralherrscharten und Do­
minien war es bei allen angefochtenen Ent­
scheidungen der unte"en Behörden die erste 
I ns tanz und führte die Rechtsaufs icht über 
sie. Es war Kriminalgericht für die ga nze 
Grafschaft mit Ausnahme der Lehensherr­
schaften, die selbs t den Blutb<l nn besaßen. 
D azu halte es - wiede r nur in den Orte n , in 
d enen den Lehens inhabern diese Rech te nicht 
abgetre te n waren - Steuern, Gülten, Zehn­
t n und Strafen einzuziehen und Stiftungen, 
Vormundschaften und Gemeinderechnungen 
zu überwache n sowie Urbarrenovationen vor­
zune hm n . Im La ufe der Dezentralisie rung 
v on Behördenentscheidungen in der Spätzeit 
der Regierung Josephs 11. wurden seine Be­
f ugnisse besonders im Bereich der Wa hl- und 
G ewerbeaufsicht sowie das Haushalts rech t 
des Ob ram (selbständiger Entsche id über 
Ausgaben bis zu einer bestimmten Höhe und 
üb r d ie Anstellung untergeordneter Beam­
ter) erwei terl. 

Für die K amera lorte der Niede ren Herr­
schart, die über kein eigenes Amt verfügten, 
war das Oberamt zusätzlich niedere G erichts­
b ehörde, Grundobrigkei t und W irtschaflsamt. 
Zu Ihn n war die Verwaltungsbeziehung na­
turgemüß am e ngste n . Rottenburg selbst 
n ahm ei ne Zwischenstellung ein, da es unmit­
telbar d m Oberamt unte r stellt war, die nie­
dere G erichtsbarkeit durch seine n Magistra t 
ausübte. Dazu war der Sladtschulthelß, den 
d ie Regierung ernannte, Mitglied des Ober-
amts. . 

Zieht man a us dem oben Gesagten die Sum­
me, so wor Rottenburg unte r öslerreichischer 
H enscha rt de r Verwa ltungsmiltelpunkt ei nes 
G ebietes, d as mit 750 qkm so groß war wie 
der vor der le tzte n Verwaltungsreform von 
1971 größte bndcn-würltembergische Land­
k re is Sau iga u und 1806 m it rund 48000 Ein­
wohnern zwei Drillei d e r Einwohnerschaft 
d ieses Kre ises umra ßte. Seinem Charakter 
n ach war das Oberamt sowohl Adminis trativ­
w ie Justizbehörde. Macht man in einer Stadt 
ansässige Behörden zum Gradmesser für ihre 
Z ntratität, so hatte Rottenburg in dieser 
P eriode seiner Geschich te die höchste Stufe 
zen tra lörWcher Funktione n. 

Auch wirtschaftlicher Zentralort? 

E s bleibt zu fragen, ob und wie die wirt-

11) BUhl, Oe ttlngen. Ergenzlngen , Hallftngen, 
H Irschau. Klcbl ngen. Nledernau , Scllwn~ldort. 
Seebronn, Weller, Wendelshelm, Wurm h ngen, 
Rohrdorf, Weitl ngen. 

12) Unter . Umland" ROltenburgs verstehe Ich 
jetzt und Im folgenden d ie verwaltungsmäßIg 

\ eng aut Rottenburg bezogenen Orte der Niede­
r en Herrschaft (Anm.8) mit E;nschluß von From­
me nhausen und Ohemau, die über d ie landstän­
d ische Organisation eng zur Nlederen, Herrscha!l 
gehören. 

13) K . O. MUlIer: Oie Musterregi ster der Gra t­
Ichalt Hohenberg. - WUrlt. Jbb. 19.5. S. 135-179. 
S . 142. 

14) lJnlversalsteuerbereltungs protokoll von 1683. 
.,. 125-174 StA Rottenburg. Angegeben Ist die 
Zah l de r Kon lrlbuenlen; sie wurde. entsprechend 
allgemeiner übung (vg l. K. O . MUlIer S. 140 f.) 
m It 5 multlpll~lert , um die Einwohnerzahl zu er­
rechnen. 

15) K . O. Müller S. 142. 

! ~: ~mll . ~";e;:S' ScI,IUsse ziehen zu können, 
m Ußte w sli tzllch die Entwicklung von Umland l 
Stadt In dieser Zelt von SUldten verglichen ",er­
d n, deren Funktion sich nicht ndert. 

11) K . O. Müller S. 1 ~2. 

~~ C;SV.?':s%i"~!~erbereltunll,p~OkOll p. J250 bis 
JH. 

~ol)tnbtrgtr Warte 

scha rtliche Situation der Stadt mH diesem B ild 
zusammenpaßt und ob - nach dem Über­
gang an Würtlemberg und der d amit geän­
derten Verwaltungsfunktion - d ie wirtschaft­
liche Situation Rottenburgs sich entsprechend 
ändert. 

Nimmt man a ls e rstes K riterium einer wrrt­
schaftlich determin ierten Zentralltät die Do­
minanz der Bevölkerung des Ze ntralorts über 
sein Umland "), so ergibt sich folgendes Bild : 
1615 : Rollenburg 3160 Einw. / Umland 4330 
Einw. "), 1681 : Roltenburg 4230 Einw. / Um­
land 4525 Einw. It), 1771 : Rollenburg 3640 / 
Umland 5567 "), 1803: Rotlenburg 4350 / Um­
land 8159 " ). Rollenburg dom in ier t ei nde utig 
sein Umland, jedoch e rhöht sich die Za hl der 
Einwohner im Umland, abgesehen von dem 
Einschnitt nach dem Drei ßigj ährigen Krieg 
prozentual w esenUich stärker a ls in RoUen­
burg, besonders während der Zeit, in der die 
RoUenburger Behörden nach 1751 die um­
fangreichsten Kompetenzen haUen " ). 

Auch im H inblick auf Gewerbeleistungen 
war Rottenburg Zentra lort für sei n Umland. 
In keine m der niede rhohenbergischen O rte 
erreichte die Za hl der Gewerb etreibenden um 
161 5 mehr a ls 20 0 ' 0 " ) , während e in Rolten­
burg (ohne Ehingen) 68,1 0 ' 0 waren 01 ), 1681 
h a lle Ergen zin gen a ls Dorf mit de n mei sten 
Handwerke rn 38 0' 0 Steuerzahler mit Ha nd­
we rksberufen, Rotlenburg 46,5 0' .9). Dabei 
wurden jedoch von den dörflichen Handwer­
kern (1681 insgesamt 129 gegen 394 in Rot­
tenburg) nur Gegenstände des einfachsten 
Bedarfs he rgestellt oder Ausbesserungsarbei­
te n übernomme n sowie Produkte e rzeugt, die 
nicht für den d örflichen Markt bes timmt wa­
ren (Weber, Flickschneide r und Schmiede 
machten 1681 56,6 Ofe aller H andwerker aus) "); 
für jede Art irgendwie spezialisierter Pro­
dukte mußten die Handwerke r ode r der 
Markt der Stadt in Anspruch genommen wer­
den (z. B . Schwarz- oder Blaulärber, Kürsch­
ner, Schneider, Glaser, Gerber, Schlosser, 
Kupfersch mied e, Apotheker, Hutmacher , Satt­
ler, Goldschmiede) " ). 

Die Vermögensverh ällnlsse von Rottenl1urg 
und seinem Umland ergeben ein ähnliches 
Bild. Rotte nburg ha lle 1681 ei n Ste uerauf­
komme n von 1300 Gulden, alle Dörfer zusam­
m e n 662 Gulden. Der Rotte nbu rger Steuer­
summe würde ei n Vermögen von 325 000 Gul­
d e n entsprechen : doch ist zu beachte n , da ß 
von dieser Steuersumme nur 400 Gulden, ent­
sprechend einem Vermögen von 100 000 Gul­
den zu realisieren waren U). 

Auf Nahbe reich begrenzt 

Trotz der großen Zahl der im Umland (eh­
lenden G ewerbe hat der Rollenburger Markt 
bis 1806 ke ine übe r einen Nahbereich hinaus­
gehende Bedeutung erlangen können. ImJah­
re 1723 beklagten s ich die schwäbisch-öster­
reich ischen Landstände, d a ß dieses Gebiet 

21) A . a . O . 
22) A. a . O. Vgl. auch die Liste der Gewerbe­

treibenden in Rollenburg 1731/34 bei Welzel : Z ur 
Wlrtscllaftsgesdllchte ROltenburgs. - In : SOIch­
gau er Scholle 1011 934. S. 93. 

13) Un lversalsteuerbereilungsprotokoll p. 125 b is 

17~4) HSTA Stut gart, B 30 Bü. 254 , 5. Jun i 1723. 
25) UnlversalsteuerbereltungsprotokoU p. 125 bis 

134 ' . Punkt Belnutzungen (17. Jh.). Für das 18. 
Jh . s. WetzeI : Zur Wirtscha ft sgeschichte. 

26) Un lversa lsleuerbereltungsprolokoll p. 125 bis 
134'. P unkt "Belnulzungen" . Immerhin wurde 
ROllenb urg von der einen der bel den Commerz­
straßen berührt, d ie durch Hohenberg führten 
(Stemmler : Oie Grafscha ft Hohenberg und Ihr 
Obergang S . 10). Es slimmt Jedoch. daß Hohe n­
berg von keiner der vorderösterrelchischen Pos t­
siraßen berUhrt wurde. 

27) Vgl. "Das Kön igreich Würltemberg", hrsg. 
v. Slat. Landesamt, Stultgart 1904 ft ., 1. Bd. S. 
7,8. 

28) Stemmler, S. 105 
29) A . L . Reyscher: Sammlung der würtlember­

glschen Gesetze, Bd. 3, Stuugart 1830, S. 247 bis 
263. . 

30) v gl. M. "1111er : NeuwU rUemberg unter Her­
zog und Ku rCürilt Fr1edrlch, Stullgart, Berlln 
1934, S . 49- 50. . 
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ke inen eigenen überregional bedeutsamen 
Wirtscha ftsmittelpunkt habe, sondern daß 
dieser Platz von d en Reichsstäd ten Ulm, 
Augsburg, Memmingen , B iberach, Ravens­
burg, Überlingen, Rottweil und ReuWngen 
eingenommen werde "). Auch für den eigenen 
Umlandbereich war Rottenburg nicht der 
einzige zentrale Markt. TUbingen war hier 
der stärkere Konkurrent. Für 1731 und 1734 
schrieb O. WetzeI : "Jahrmärkte hatte die 
Stadt zwei: Allerheillgen und Pfingsten; diese 
waren jedoch schlecht besucht , und mehr 
Wochenmärkte, d ie ebenfalls bedeutungslos 
gewesen: Fruchtzufuhr fehlte, nur m it Holz 
und- Viktualien (Schmalz, Eier u . dergl.) wur­
de etwas gehandelt" "). Es müßte genauer 
untersucht werden, ob die angeführten Grün­
de einer zu großen Nähe d es Tübinger Mark­
tes, der Mangel einer durchgehenden Land­
straße und das geringe Getreideaufkommen 
wirklich stichhaltig für d ie wirtschaftl iche 
Stagnation der Stadt sind tI). Zumindest is t 
das Argument, die Dorfhandwerker minder­
ten den städ tischen H ande l nach der darge­
s te llten Zusammensetzung des dörflichen Ge­
w e rbes, nichl überzeugend. 

Offensich tl ich ist jedoch, d aß die Bedeutung 
Rolt enburgs a ls Verwaltungs- und als Wirt­
schaftszen trum in österreichischer Zeit in kei-. 
nem Verhältnis zueinander s ta nde n , j a d a ß 
seine wirtschaftliche Roll e nach 1751 , nach der 
Kompetenzerwelte rung d es Oberamts eh er 
noch abnahm. Ob d ie Rolle als Behörde nsltz 
über den Prestigegewi nn hinaus außer den 
anfallenden Zehrungskosten einen größere n 
Einfluß au! die städtische Wirtscha ft ha lle, 
müßte anhand von Markt- und Stadtrech­
nungen untersucht werden, ist jedoch zu­
nächst n icht unmittelbar evident . F . Q . 

Nach d em Obergang an Württemberg 

Durch R~ichsdeputalionshauptschluß und 
Preßburger Friede erreichte Herzog (Kur­
fürst , Kön ig) Friedrich eine Vergrößerung des 
w ürttembergischen Staatsgebietes von 152 auf 
354 Quadratmeilen und von 650000 a uf 1400000 
Einwohner." ). Wese ntlich war indes nicht nur 
die Erlangung der Souveränität, die räumli­
che, fin a nzielle und machtpoliti sche Stärkung 
Wür ttembeqis; für d ie Konsolidierung des 
ne uen Staa tswesens war von entscheidender 
Bed e utung die Med ia tisierung aller Unter­
tanen, d . h . neben König Friedrich gab es !n­
nerhalb des Staatsgeb ietes k einen Inhaber 
öffentlicher Gewalt mehr (Ausnahme : die nach 
1815 wieder eingerichteten und bis 1848 täti-
~en Patrimonialgerichle). Nur unter dieser 
Vorausse tzung konnte es ihm und seine n Be­
amten gelingen, d e n völlig dissoziierten Kom­
ple x e hemaliger H errschaftsverhältnisse und 
Rechtsbeziehungen ne u zu strukturieren, über­
schaub ar : verwaltbar zu m achen, zu verein­
heitl iche n. 

D ie Beamten d e r m it den übrigen 'iorder­
ös terreid1i schen Lande n an Württemberg ge­
fa llene n G rafschaften Ober- und Niederho­
henbe rg huld igten a m 7. Januar in deren 
H auptort Rotlenbu rg vor de m württembergi­
schen Besltzergreifungskommissa r von der 
Lüne U ) . Bereits im März 1806 schuf sich Kö­
n ig Friedrich durch das Organ isa lionsmani­
fest tt) den organisatorischen Rahmen für d ie 
verwaltungsmäßige Durchd r ingung dt: r neu 
erworbenen Geb iete sowie deren Zusammen­
schluß mit Altwürllemberg. Bei seine r Kon­
zi p ierung w urde n die bei der Organisa t ion 
d e r 1803 bis 1805 a n Württemberg gefa llenen 
G ebiete (Neuwürllemberg) gewonnen Erfa h­
rungen ve r\vertet SI). 

Neue Funktionen ohne Bestand 

Das O rganisationsmani!est gliederte d as ge­
samte Staatsgebiet unterhalb d e r nach dem 
tr8n~ösischen Bürosystem organisierten Mi­
nisterialebene in zwöl! K reise; an ihr'er Spit-
2e stand jeweils ein a deliger.Kreishauptmann, 
fhm zur Seite 'ein I'echtskundiger Aktuar; ih-
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nen oblag im wesentlichen die' Aulsicht über 
die ihnen untergeordneten Bezi rks- und Orts­
behörden und s ie erstatteten Berichte an die 
einzelnen Ministerien " ). Die Struktur unte­
rer Verwaltungsbehörden und ihre konkreten 
Aufgaben ·werden in d iesem Manifest n ich t 
geregelt, auch in der Lit er atur fehlen Anga­
ben darüber. Sitz des 7. K reises (nach 1807 : 
6. Kreises) wurde Rottenburg; G r ünde für 
di e Wahl der Kre isstädte werden nicht ge­
nannt, auch für Ro ttenburg konnten keine 
gefunden werden: d ie zen trale Lage und die 
Verwaltungstradition mögen m itgespielt ha­
ben. Ein Teil der österreichischen Beam ten 
wurde in württembergische Dienste übernom­
men "). 

Die Ende des Jahres 1806 un ter dem Namen 
"Ämterkombinationen" begonn ene fortschrei ­
tende Zusammenfegu ng und innere V re in­
heiUichung der anfänglich 140 Obe r- und Stabs­
beamtungen führte zu sei t 1808 65 (!] Ober­
äm tern (wohl eine der einschneidendsten Maß­
nahmen württembergischer Verwaltungsre­
form überhaupt) , die in Fläche und Volkszahl 
(4000 bis 6000 Fami lien) annähernd gleidl groß 
wa ren " ). 

Die Umorganisation der württembergischen 
Verwaltung 1810 ") im Anschluß an die Frie­
den von Compiegne und Paris änderte im 
wesentlichen die räumliche Gliederung ein­
zelner Kreise (jetzt Landvogteien genannt) 
und Oberämter mit zum Teil geänderten 
Kreissitzen. Sitz de r 2. Landvogtei (Departe­
m ent du moyen Neccar) wurde Rottenburg, 
ihr unterstanden die Oberäm ter He rrenberg, 
Horb, RoUenburg, Sulz und Tübingen. Zum 
Oberamt Rotlenburg gehörten 28 Amtsorte 
mit 26027 Einwohnern " ); das gleiche Mani­
fest bestimmte die Stadt zum Sitz ein es ka ­
tholischen Landkapitels. 

Doch auch diese Ordnung haUe keinen lan­
gen Bestand :' Bereits 1817 fand eine völlige 
Neuorganisation der württembergischen Ver­
waltung statt; die Umstrukturierung der mitt­
leren Instanz führte zur Einrichtung von vier 
Kreisen' (Neckarkreis, _ Schwal:zwaldkreis, 
Jagstkreis und Donaukreis) mit anderen 
Funktionen. Im Rahmen diesel' Neugliede­
rung verlor Rottenburg seinen Kreissitz , zu­
ständig war nunmehr die Regierung des 
Schwarzwaldkreises in Reutlingen. Den bis- . 
herigen Landvogteieri war jedoch nie eine 
zentralörtlich wirkende Funktion zugekom­
men, da sie lediglich dem Verkehr von Be­
hörden untereinander d ienten. Im gleichen 
Jahr wurde das Generalv ikariat Ellwangen 
nach Rottenburg verlegt und die Bulle "Pro­
vida solersque" bestimmte es 1821 zum Sitz 
eines Bischofs '0) , eine Entscheidung, di e Rot­
tenburgs Entwicklung entschieden stärker 
prägte als der Verlust des Kreissitzes. 

Durch Paragraph 64 der Verfassungsurkun­
de (1819) wurde grundsätzlich de r Bes tand der 

31) § 25 des Organlsatlonsmanllesls. 
32) Stemmler, S. 105. 
33) F . Wlntterlln: Gesch ichte der Behördenor­

ganlsaUon in Würltemberg, 2 Bde. Stullgart 19011 
1906, I. Bd. 5 .200, 2. Bd. S.201. 

34) Regierungsblatt Jahrgang 1810, Anhang. 
35) Beschreibung des Oberamts Rottenburg: 

Stutlgart-TUblngen 1828, 5.63, Einwohnerzahl am 
] . November 1822 . 

36) M. Miller: Das Generalvikariat Rotlenburg 
1817- 1828, Materialdienst, HandreIchungen für 
die Seelsorger der Diözese Rotlenburg. Jah rgang 
1968, Nr. I. 

37) Regierungsblatl Jahrgang 1822. S. 132-J89. 
38) W. Grube: Vogteien , Ämter, Landkreise in 

der Geschichte SUdwestdeutschJands, Stullgar t 
1960, 5 . 117. 

39) Ebd. 5 . 11-79. 
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I . Teil t Behördenaulbau und Finanzen, S 21 . 
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Roltenburg allf dem Weg zu r " Großen K r eisstadt". 14 Gemeinden haben auf G rund der n euen 
V eTwoltungsreform ihre Eingliederung begeh r t : K iebingen, W urmIingen, Bad Niedernau, W ei­
ler, Frommenhausen, Oberna u, Seebronn, Schwa lldorf, Hemmendorf, Hail.jingen, W endelsheim, 
Bieringen sowie Ergenzingen-Eckenweiler und Baisingen; für letztere steht nach dem Stnnd 
Ende März 1972 die Zustimmung des Regierungspräsidi ums bzw. des Innenminis teriu ms lIoch 
aus . Rottenburg (bisher 4006 ha) k,äme naclt Angaben des Statistischen Landesam!s v om 31 . 12. 
1969 mit den genannten Gemeinden auf in3gesamt 12650 Ito Markungsfläclte (Zum V ergle ich: 
Karjsruhe 12283 110) und auf eine Gesomteinwohnerzoltl VOll 26507. 

Oberämter gesichert : "... Veränderung der 
Oberamtsbezirke ist Gegenstand der Gesetz­
gebung." Das Verwaltungsedikt vom 1. März 
1822 " ) regelte die Zuständigkeiten der unte­
ren Verwaltungsbehörden ; in Paragraph 68 
heißt es untel' anderem: "Der Geschäftskreis 
des Oberamts umlaßt alle diejenigen Gegen­
stände, welche weder den ' Gerichts- noch den 
Finanzbehörden zugetelll sind." Diese Neia­
tlvbeslimmung ermöglichte eine stete An­
passung der untersten Verwal tungsorgane an 
aktuelle Bedürfnisse " ). 

Nach Auskunft der württembergischen 
Staatsha ndbüche r war das Obera mt Rotlen­
burg persone ll nie sonde rlich stark besetzt : 
während des ga nzen 19. Jahrhunderts waren 
h ie r etwa zehn Beamte Wt ig, im 20. J a hrhun­
dert bi s zu 30 Beamte. 

Verlust des Oberamts 
Nach e inigen Anläufen im lQ. Jah rhundert ') 

setzte zu Beginn des 20. J a hrhunderts die sei t­
dem n icht mehr abreißende Diskussion über 
Vereinfachungen der Staatsverwaltung ein; 
sie endete für die Oberämter, die seit 1933 
Kreise genannt wurden, mit dem "Gesetz 
über die LandeseinteIlung" vom 25. April 
1938") : Aus den bisher 61 Kreisen und dem 
Stadtamt Stuttgart wurden 34 Landkreise und 
dre i Stadtkreise (Heil bronn , Stutlgart und 
Ulm) neu gebildet. Rottenburg gehörte zu den 
27 Städten, die ihren Oberamtssitz verloren; 
Kre is und kreisa ngehörige Gemeinden wur­
den mit Ausnahme von Eckenweiler und Er­
genzingen, die zum Landkreis Horb kamen, 
mit dem Landkreis Tübingen zusammenge­
legt. 

Bei der Vereinfachung der Staatsverwal­
tung wurde für den Teilbereich der Kreisor­
ganisation durch das Gesetz über die Kreis­
reform (1971) ein vorläufiger Schlußstrich ge­
zogen. 

Hatte noch Friedrich List die Bemühungen 
früherer Amtsstädte um Wiedereinsetzung in 
ihre alten Rechte polemisch abweisen können; 

"Als ob die Oberamtskorporation darum er­
schalfen würde, daß Wirt, Krämer und Apo­
theker Absa tz haben sollen" "), so erwies sIch 
dieses Argument des mit dem Wegzug von 
Behörden verbundenen wirtsd18ftlichen Ver­
lustes doch als so konstant, daß es bei der er­
s ten Beratung regierungsseltiger Vorschläge 
über d ie Reorganisation der Oberämter leit­
motivisCh wieder anklingt . Berichterstatter 
Liesching meinte anläßUch der Beratung der 
neuen Bezirksordnung 1904, daß "wenn wir 
d ie Oberämter zusammenlegen und einer Rei ­
he von Oberamtsstädten den Cha l'a-kter der 
Oberam tss tadt nehmen, wir gerade dIese kl ~i­
nen Städte, die außerordentlich schwer si ch 
überhaupt übe r Wasse r h alten, nahe an den 
Ra nd des Ruins bringe n" " ). Das Staatsmini­
s terium leg te 1911 der 2. Kamme r eine aus­
führliche Denkschrift über die Vereinfachung 
der Staa tsverwaltung U) vor. Bezüglich der 
Oberämter wurde nach einer Besta ndsauf­
nahme und nach nationalem Vergleich vorge­
schlagen, j eweils zwei benachbarte Oberäm­
ter zu einem zu vere ini gen . Wesentlichstes 
Argument für dieses formale Verfahren war 
die so ve rmiedene VermögensauselnallPersct­
zung zwischen ehemaligen Oberämtern . Nach 
den in dieser Denkschrift angegebenen Kri­
terien könnten - so der Vorschlag - insge­
samt 21 Züsammenlegungen e rfolgen. Auch 
d ie Denkschrift sieht einen Zusammenhang 
von wirtschaftlicher Struktur und Behörden­
s itz: "Der Nachteil , den eine Obe ramtsstadt 
durch den Verlust der Bezi rksbehörde erlel- ' 
den würde, wäre ein doppelter; einmal der 
Wegzug der Beamten, soda nn der Wegfall 
des Verkehrs bei den Bezirksämtem" "), Die 
Regierung Hieber , d ie sich diese Vorschläge 
grundsätzlich zu eigen gemacht haUe und am 
21. März 1924 die Aufhebung der sieben klein­
sten sta tt der ursprünglich vorgesehenen 21 
Oberämter beschlossen hatte. "scheiterte am 
Widerspruch des Landtags, der von der ab­
lehnenden Stimmung weitester Volkskreise 
getragen war" -I), 

./ 
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Auch der Reichssparkommissar grJJT In seI­
ner ausführlichen Beschreibung und Analyse 
der württembergischen Staatsverwaltung '') 
unter anderem das Argument des wirtschaft­
Hchen Substanzverlustes auf, versuchte je­
doch seine Gültigkeit zumindest zu differen­
zie ren und kam zu dem Schluß: ,.Die wl.rt­
schafLllchen und kulturellen Nachteile, die die 
Städte erleiden, dürfen 1m übrigen nicht zu 
hoch veranschlagt werden. Sie werden jeden­
falls von der öffentllchen Meinung erheblich 
überschätzt" " ). 

Die Reaktion auf d ieses Gutachten war un­
terschledllch: "Es wurde in sachlich abwägen­
der, oft auch temperamentvoller Kritik in 
politischen Versammlungen , in der Presse, 
bei kommunalen und wirtschaftlichen Tagun­
gen, in Eingaben und Vorstellungen bel den 
einflußreichen Staatsstell en geltend gemacht, 
daß die Aufhebung den Gemeinden, in denen 
diese Behörden ihren Sitz haben, das wirt­
schaflliche Rückg rat brechen, das Land von 
Kultur-Zentren entblößen würde . . . Der Er­
tolg diese r von den ve rschJedensten Seiten 
erhobenen Kritik scheint zu sein , daß, we­
ni~stens vorläufig, der Angriff auf die seit 
über hundert Jahren überkommene Organi­
sation der wü r ttembergischen Verwaltung ab­
geschlagen Ist" "). 

Die "Rottenburger Zeitunll" !onnulierte au­
ßerordentlich scharf: "Eine Oberamtsauftei­
lung ist nicht nur Sache, die nach "Maß, Zahl 
und Gewicht" zu ordnen ist, Kultur und Ge­
schichte können unter Umständen auch ihr 
Wort mitsprechen müssen. Diese Gesichts­
punkte sind zwar nicht verwaltungsmäßig, 
aber ste spiegeln gerade für unsere Bischofs­
stadt eine gewichtige Rolle ... Unserer wirt­
schaftlichen Lage, die auf dem Tiefpunkt 
steht, könnte kein härterer Schlag zugeführt 
werden, als mit diesen Maßnahmen .. , Un­
sere Stadt würde so um 100 Jahre zurückge~ 
worfen werden" ,.). 

Diese Stellungnahme der Zeitung wird 
vom Stadtrat ausdrücklich gebilligt, sodann 
"auf Antrag des Stadtvorstandes ... einstim­
mig beschlossen, gegen die Aufhebung des 
Oberamtes Rottenburg und des Amtsgerich­
tes Roltenburg schärfstens Protest einzule­
gen, da diese Maßnahmen die Bedeutung der 
Stadt Rollenburg und deren Wirtschaftsleben 
nachhaltig aufs schwerste beeinträchtigen 
würde" It) . Doch ahnungsvoll hatte Staatsprä­
sident Dr. Bolz, ein Sohn der Stadt Rotten­
burg, bereits geäußert "nur diktatorische Ge­
walt-könne die Vereinfachung durchführen" SI) . 

Schon acht Jahre später war es soweit: Die 
aue dringenden Wunsch der NSDAP zur Er­
hÖhung Ihrer "Stoßkraft"',) 1936 begonnenen 
Beratungen zwischen Vertretern der Regie­
rung, der betroffenen Behörden und Städte 
sowie der Partei '» wurden nach zwei Jahren 
abgeschlossen; zuvor hatte die ParteI durch 
Einteilung des Landes In Parteibezirke (1. Ju-
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1i 1937) die endgUltige Entscheidung bereits 
vorgetormt. Die "Rottenburger Zeitung" kom­
mentiert : "Wer wollte nicht verstehen, daß 
hier die unumstößliche Tatsache auf den er­
sten Blick schmerzlich berührt. Zumal, wenn 
wir hier in Rottenburg an die reiche ge­
schichtliche Vergangenheit unserer Vater­
stadt denken ... " " ). 

Rottenburg hat als Behördensitz einen ste­
ten Rückgang zentraler VerwaltungsfunkUo­
nen hinnehmen müssen : Dem einstigen Haupt­
ort der Grafschaften Ober- und Niederhohen­
berg blieb nach 1806 bis 1817 der Kreis (Land­
vog tei)si tz, bis 1918 das Kameralamt und 1938 
verlor die Stadt schließlich auch noch Ober­
amt und Oberamtsgericht. 

Wirtschaftliche und Industrielle Entwicklung 

Die wirtschaftliche Entwicklung Rotten­
burgs im 19. Jahrhundert wurde in einer Tü­
binger Zulassungsa rbeit (G. Baur) untersucht, 
ihre Ergebnisse werden hier übernommen . 
Die wirtschaftliche Ausgangslage der Stadt 
w a r durchaus nicht ungünstig: die ins 18. J ahr­
hundert zurückreichende Floretlseidenfabrik 
Bellino (noch 1792 400 Arbeiter, nach 1806 ein­
gegangen), die Bierbrauereien und der von 
ihnen abhängige Gersteanbau sowie die An­
fangs des 19. Jahrhunderts in größerem Maße 
betriebenen Unternehmungen Pfeife rs haben 
jedoch die wirtschafUlche Entwicklung der 
Stadt nicht entscheidend vorantreiben kön­
nen. "Ohne auf Dauer erfolgreiche Beteili­
gung seiner eigenen Bürger" versuchte dann 
Rottenburg mit Hilfe der Zentralstelle fUr 
Handel und Gewerbe nach 1850 "an der ein­
setzenden Industriellen Entwicklung des üb­
rigen Landes teilzunehmen" "). Aber selbst 
die Maschinenfabrik Fouquet und Frauz, d ie 
1873 von Stuttgart nach Rot tenburg verlegt 
worden war, scheint zunächst keine wesentli­
chen wirtschaftHchen Impulse ausgelöst · zu 
haben. Wohl auch deswegen, weil zum glei­
chen Zeitpunkt die für Rottenburg ganz ei­
genartige Sonderentwicklung der "Hopfen­
ära" einsetzte und den Anschluß der Stadt 
an die industrielle Entwicklung Württembergs 
endgültig verpassen ließ. Der im Anschluß a.n 
den Hopfenboom wiederbelebte Gewerbever­
ein ist "jetzt gesellschaftlicher Mittelpunkt 
eines abgegrenzten Berufsstandes, nicht Treff­
punkt der gewerblich aktiven Bürger . . . und 
schließt sich gegen die Industriearbelterschatt 
ab .... ). 

D ie Ergebnisse Baurs werden bestätigt 
dur;ch die Berufszählung in Württemberg vom 
Jahre 1895 "): danach waren 32 ", der Rot­
ten.D"urger Bürger in der Landwirtschaft tä­
tig, 36,2°/ . In Gewerbe und Industrie, 9,3 "0 
in Handel und Verkehr und 22,5°' . werden 
unter "Sonstige" subsummiert. Der Vergleich 
mit den Durchschnittszahlen für Württem­
berg gibt einen deuUichen Hinweis auf die 
Wirtschaftskrafl der Stadt : In Land- und 
Forstwirtschaft waren tätig 18,4 "0, in Indu­
strie und Gewerbe 50,7 "0, in H andel und 
Verkehr 13,4 % und "Sonstige" 21 ,1°' °. Der In­
dustrlallsierungsgrad Rottenburgs isl mini­
mal, ein Drillel der BUrger Ackerbürger. E i­
nen weiteren Hinweis auf die Strukturschwä­
che von S t.adt und Oberamt kann man 
der Bevölkerungsentwicklung entnehmen; 
die städtische Bevölkerung wuchs von 5716 
(1825) auf 6949 (1925), dIe des Oberamts 
von 26027 (1822) auf 29 233 (1925), die" 
Vergleichszahl für ganz Württemberg zeigt 
einen Anstieg der Bevölkerung auf (ast das 
Doppelte im gleichen Zeitraum. Die Gründe 
für diese ungünstige wirtschaftliche Lage sind 
sicherllch nicht nur darin zu sehen, daß . dle 
Vorbedingungen zu elnem bedeutenden Mit­
telpunkt von Handel, Gewerbe . und Indu­
strie" fehlten A), daß Landesgefängnis und Bi­
stum wiI:tschafUich nicht stimulierend ge­
wirkt hätten ,,>, sondern ebensosehr in einem 
nicht nach Expansion strebenden Mittelstand, 
der sich mit den gegeberlen Strukturen und 
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Möglichkeiten begnügte. Die .lndustrialisie­
rungswelle im Rahmen des allgemeinen Wirt­
schaftsaufschwunges nach dem Zweiten Welt­
krieg"'" scheint erst in den letzten Jahren 
nach RoUenburg vorzudringen. 

Die zwar nicht ganz einheitlich verlaufende 
wirtscbaftliche Entwicklung Rottenburgs ist 
im ganzen dennoch als stagnierend zu be­
zeichnen, sieht man von dem Aufschwung 
der letzten Jahre ab. Im Hinblick auf unsere 
Fragestellung ist also festzuhalten , daß dem 
Verlust an zentralen Verwaltungsfunkti0-
nen in Rollenburg eine sich wenig ändernde 
Wirtschaflskrafl und -bedeutung gegenüber 
steht. 

Neue zentrale Funktionen 

Eine Untersuchung übe r ientrale Funktio­
nen einer Stadt kann das von Christaller 1933 
vorgelegte Modell zentraler Orte nicht unbe­
rückSichtigt lassen; trotz widersprechender 
Aussagen über die wissenschaftliche Gültig­
kei t dieses Modells lJ

) wird sein heuristischer 
Wert prinzipiell anerkannt und findet heute 
in modifizierter Form sogar Eingang in poli­
tische En tscheidungen, in Baden-WUrltem­
berg zum Beisp iel durch den Landesentwick­
lungsplan (1971). Christaller versuchte, den 
Bedeutungsüberschuß von Siedlungen über 
ihr Umland zu kategorisieren und zu quan­
tifizieren. Zu diesem Zweck stellte er einen 
Katalog zentraler Güter und Dienste zusam­
men mrt insgesamt neun in sich bedeutungs­
mäßig differenzierten Positionen, z. B. Ver­
waltung, Wirtschaft, Verkehr, kirchliche In­
stitutIonen u . a. m. In fast allen Bereichen 
war Rottenburg In die Stufe niedrigster Zen­
tralität einzuordnen; in einig~n Punkten kam 
der Stadt regionale Bedeutung zu; einziges. 
überregionales Element der Zentralität Rot­
tenburgs war das Bistum. E ine Stadt wird 
selten· zentraler sein,- als ihr Umland es ihr 
ermöglicht, d. h. Zentralität ist stets ein rück­
gekoppelter Vorgang. Bei der schon zitierten 
Berufszählung von 1895 wurde für das Ober­
amt ermittelt, daß 62,8°/. aller Beschäftigten 
des Bezirks in der Land- und Forstwirtschaft 
tätig waren (Oberamt Saulgau z. B. 58,7 %), 
eine Angabe, die das regionale übergewicht 
Rottenburgs über sein .:umland sofort evi­
dent macht und mehr als regionale Zentrali­
tät hatte Rotlenburg im Laufe seiner Ge­
schichte nicht besessen, wie diese Ausführun­
gen zeigen. Bei einer so gearteten S truktur 
des Umlandes konnte die Anwesenheit von 
Behörden in der Stadt deren Zenlralität gar 
nicht wesentlich fördern, da das relative 
Höchstmaß bereits erreicht war; ein Abzug 
von Behörden konnte demnach die Wirt­
schaftsstruktur der· Stadt nur unwesentlich 
beeinflussen. 

Daß andererseits Rotlenburg seine zentralen 
Funktionen trotz Verlust des Oberamts bis 
in die Gegenwart hinein nIcht verloren hat, 
verdeulUcht die im letzten Jahr begonnene, 
bis heute noch nicht abgeschlossene Welle der 
Eingemeindungen . Mit Ausnahme der drei 
Gemeinden des Stäble sind alle Gemeinden 
im unmittelbaren Einzugsbereich Rottenburgs 
m it der Eingemeindung einverstanden, mit 
einigen weiteren wird noch verhandelt''). Sa­
gar die Gemeinden Eckenweiler und Erge.n­
zingen (inzwischen zur Gemeinde Ergenzin­
gen zusammengeschlossen) sind an einem Zu­
sammenschluß mit Rottenburg interessiert. 
Trotz verwaltungsmäßiger Zuweisung dieser 
bei den Orte an den Landkreis Horb 1936 
haben sie durch diese ihre Bereitschaft zur 
Eingemeindung nach mehr als dreißig Jahren 
die alte. scheinbar verlorengegangene Zen­
tralität Rottenburgs als weiterhin existent 
anerkannt. Daß durch diese Eingemeindun­
gen Zentralität neuer Art bewußt gefördert 
wi.rd, soll hier nu·r erwähnt werden; Stadt 
und Umland gewinnen durch die Umstruk­
turicrung räumlicher und inhaltlicher Art 
ganz neue Dimensionen. u. Z. 




